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Ihre Mandanteninformationen 
 

 

1. Quartal 2015 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

dieser Brief möchte Sie über wesentliche, vollzogene oder geplante Änderungen im Steuer- und 

Wirtschaftsrecht der letzten Monate informieren und Ihnen Anlass bieten, auch bestehende Sach-

verhalte zu überprüfen. Bitte lesen Sie im Einzelnen:  
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1. Nach Teil-Einspruchsentscheidung kein erneuter Einspruch möglich 
Ergeht vor Ablauf der Einspruchsfrist eine Teil-Ein spruchsentscheidung, ist ein noch-
maliger Einspruch nicht zulässig.  

Hintergrund  
In ihrer Einkommensteuererklärung machten Ehepartner u. a. Reisekosten geltend, die das 
Finanzamt aber nur zu 80 % anerkannte. Sie legten Einspruch ein, allerdings nur gegen die 
Kürzung der als außergewöhnliche Belastung geltend gemachten Krankheitskosten um die 
zumutbare Belastung, nicht wegen der nicht anerkannten Reisekosten. 

Das Finanzamt erließ noch vor Ablauf der Einspruchsfrist eine Teil-Einspruchsentscheidung. 
Der Einspruch wurde, soweit er nicht die Kürzung der außergewöhnlichen Belastungen betraf, 
als unbegründet zurückgewiesen; das Finanzamt wies darüber hinaus darauf hin, dass die 
Eheleute ansonsten keine Einwände gegen die Steuerfestsetzung erhoben hätten. 
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Noch innerhalb der Einspruchsfrist legten die Ehegatten erneut Einspruch gegen den Ein-
kommensteuerbescheid ein und beantragten jetzt die Berücksichtigung der Fahrtkosten. 

Das Finanzamt verwarf den zweiten Einspruch als unzulässig. Auch vor dem Finanzgericht 
hatten die Ehepartner keinen Erfolg; es wies die Klage mit der Begründung ab, ein erneuter 
Einspruch innerhalb der Einspruchsfrist sei unzulässig, wenn der erste Einspruch innerhalb 
der Rechtsbehelfsfrist durch Teil-Einspruchsentscheidung abgewiesen worden ist. 

Entscheidung  
Der Bundesfinanzhof wies die Revision als unbegründet zurück und entschied, dass das Fi-
nanzamt den zweiten Einspruch zu Recht als nicht zulässig verworfen hat. 

Zwar ist gegen Steuerbescheide der Einspruch statthaft. Soweit das Einspruchsverfahren je-
doch durch eine wirksame Einspruchsentscheidung abgeschlossen wird, können Verwal-
tungsakten nur noch mit der Klage angefochten werden. Ein erneuter Einspruch gegen die 
Steuerfestsetzung ist nicht mehr zulässig. 

Eine Auslegung des zweiten Einspruchs als Klage gegen die Einkommensteuerfestsetzung in 
der Gestalt der Teileinspruchsentscheidung lehnt der Bundesfinanzhof für den Streitfall ab. 
Denn die Eheleute hatten ausdrücklich Einspruch eingelegt und nicht den Willen zu einer ge-
richtlichen Überprüfung der Teil-Einspruchsentscheidung erkennen lassen. Schließlich lagen 
auch die Voraussetzungen für eine schlichte Änderung nicht vor. Denn die Eheleute hatten 
erst nach Ablauf der Klagefrist ihre Änderungswünsche betreffend die Reisekosten konkreti-
siert. 

 

2. Übungsleiterfreibetrag: Für welche Tätigkeiten gilt er? 
Wer nebenberuflich ausbildet, erzieht, pflegt oder betreut, kann für seine Einnahmen 
einen Übungsleiterfreibetrag von 2.400 EUR pro Jahr  abziehen. Aber nicht alle Tätigkei-
ten fallen unter die Steuerbefreiung und nicht jede s nebenberufliches Engagement ist 
steuerlich begünstigt. 

Wer Einnahmen aus einer nebenberuflichen Tätigkeit als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, 
Betreuer oder aus vergleichbaren Tätigkeiten, sowie aus nebenberuflichen künstlerischen 
Tätigkeiten und Pflegetätigkeiten hat, für den sieht das Gesetz einen Übungsleiterfreibetrag 
von 2.400 EUR pro Jahr vor. 

Betreuung, Vormundschaft, Pflege  
Der Übungsleiterfreibetrag darf nur gewährt werden, wenn mit der Tätigkeit ein direkter päda-
gogisch ausgerichteter persönlicher Kontakt zu den betreuten Menschen hergestellt wird. 
Deshalb gilt er nicht für Aufwandsentschädigungen, die an ehrenamtliche rechtliche Betreuer, 
ehrenamtlich tätige Vormünder und ehrenamtliche Pfleger gezahlt werden. 

 Hauswirtschaftliche oder betreuende Hilfstätigkeite n  
Diese Tätigkeiten für alte oder behinderte Menschen, bei denen keine körperliche Pflege statt-
findet, werden regelmäßig vom Übungsleiterfreibetrag erfasst. Dazu gehören z. B. Putzen der 
Wohnung, Kochen, Einkaufen etc. 

Nicht begünstigt sind jedoch reine Hilfsdienste im Reinigungsdienst oder in der Küche von 
Altenheimen, Krankenhäusern und Behinderteneinrichtungen; in diesen Fällen findet keine 
häusliche Betreuung im engeren Sinne statt und es besteht kein unmittelbarer persönlicher 
Bezug zu den gepflegten Menschen. Auch Küchenmitarbeiter in sog. Waldheimen können für 
ihre Einnahmen nicht den Übungsleiterfreibetrag beanspruchen. 

Fahrdienste 
Der Übungsleiterfreibetrag gilt darüber hinaus nicht für Notfallfahrdienste bei Blut- und Organ-
transporten sowie für die Tätigkeiten als Patientenfürsprecher und Versichertenältester. Mahl-
zeitenbringdienste sind ebenfalls nicht begünstigt.  
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 Hausnotrufdienste 
Wer sich nebenberuflich im sog. Hintergrunddienst eines Hausnotrufdienstes engagiert, kann 
den Übungsleiterfreibetrag in der Regel nicht beanspruchen. Denn hier werden nicht begüns-
tigte Tätigkeiten ausgeübt (z. B. Wartung und Überprüfung der Hausnotrufgeräte). Der Freibe-
trag darf jedoch für den Anteil der Vergütung beansprucht werden, der auf tatsächliche Ret-
tungseinsätze entfällt.  

Tätigkeit für Betriebe gewerblicher Art  
Ein nebenberufliches Engagement für einen Betrieb gewerblicher Art kann begünstigt sein, 
wenn der Betrieb gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken folgt (z. B. Kranken-
haus oder Kindergarten).  

Bahnhofsmission und Behindertentransporte  
Mitarbeiter der Bahnhofsmissionen können den Freibetrag nur für 60 % ihrer Einnahmen be-
anspruchen. Nur insoweit können begünstigte Pflege- und Betreuungsleistungen angenom-
men werden. Im Einzelfall kann aber auch ein anderer, nachgewiesener Satz zur Anwendung 
kommen. Für Fahrer und Beifahrer von Behindertentransporten liegt der Satz bei 50 % der 
Vergütungen. 

 
3. Mindestlohn: Neue Dokumentationspflichten unbedingt beachten 

Arbeitgeber kennen bereits die Pflicht zum Führen v on Entgeltunterlagen für Minijob-
ber. Ab 1.1.2015 wird es eine weitere gesetzliche D okumentationspflicht geben. Damit 
soll das Einhalten der Mindestlohnbestimmungen kont rolliert werden. Bei Nichtbeach-
tung droht ein Bußgeld.  

Bereits bestehende Aufzeichnungspflichten  
Arbeitgeber müssen die für die Versicherungsfreiheit maßgebenden Angaben in den Entgelt-
unterlagen des Minijobbers aufzeichnen. Nachweise, aus denen die erforderlichen Angaben 
ersichtlich sind, sind zu den Entgeltunterlagen zu nehmen. Es müssen also schon jetzt Doku-
mentationspflichten über die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit und die tatsächlich geleis-
teten Arbeitsstunden beachtet werden.  

Künftige Aufzeichnungspflichten bei Minijobbern  
Ab 1.1.2015 sind Arbeitgeber geringfügig Beschäftigter verpflichtet, 

• Beginn, Ende und Dauer der täglichen Arbeitszeit 

• spätestens bis zum Ablauf des 7. auf den Tag der Arbeitsleistung folgenden Kalendertags 

zu dokumentieren und diese Aufzeichnung mindestens 2 Jahre lang aufzubewahren. 

Diese Aufzeichnungen sind zu den Entgeltunterlagen für die Sozialversicherung zu nehmen. 
Formvorschriften, wie die Unterlagen im Detail zu führen sind, gibt es jedoch nicht. 

Wann ein Bußgeld droht  
Wer als Arbeitgeber geringfügig Beschäftigter seinen Aufzeichnungs- und Dokumentations-
pflichten zukünftig nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht in der vorgeschriebenen Wei-
se nachkommt, handelt ordnungswidrig. Es droht ein Bußgeld von bis zu 30.000 EUR. 

 

4. Bilanzberichtigung: Subjektiver Fehlerbegriff wird aufgegeben 
Ist eine Steuerbilanz auch dann fehlerhaft, wenn de r vom Steuerpflichtigen aufgestell-
ten Bilanz eine rechtliche Beurteilung zugrunde lie gt, die zwar objektiv unzutreffend ist, 
aus Sicht eines ordentlichen und gewissenhaften Kau fmanns im Zeitpunkt der Aufstel-
lung jedoch vertretbar war? 

Der Große Senat des Bundesfinanzhofs hat diese umstrittene Frage bejaht und entschieden, 
dass die objektive Rechtslage maßgebend ist – und damit den subjektiven Fehlerbegriff auf-
gegeben. Die Entscheidung hat große praktische Bedeutung, vor allem im Hinblick auf die 
steuerlichen Konsequenzen, die mit der Aufgabe des subjektiven Fehlerbegriffs für die Bilan-
zierungspraxis verbunden sind. 
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Die bisherige Rechtslage  
Bisher konnte eine durch eine Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs geänderte Verwal-
tungsauffassung zu einer bestimmten Rechtsfrage frühestens in der ersten Bilanz berücksich-
tigt werden, die nach dem Datum der Entscheidung des Bundesfinanzhofs aufzustellen war; 
spätestens in der ersten nach der amtlichen Veröffentlichung der Entscheidung im Bundess-
teuerblatt aufzustellenden Bilanz. Hatte der Steuerpflichtige bis zur amtlichen Veröffentlichung 
keine Bilanzberichtigung vorgenommen, konnte er dies rückwirkend bis zur ersten nach dem 
Entscheidungsdatum aufgestellten Bilanz nachholen. Darüber hinaus kam eine rückwirkende 
Berichtigung von Bilanzen nicht in Betracht. Aufgrund des subjektiven Fehlerbegriffs wurde 
davon ausgegangen, dass bis zur Änderung der Verwaltungsauffassung die Bilanz als subjek-
tiv richtig zu werten war. 

Die neue Rechtslage  
Hinsichtlich bilanzieller Rechtsfragen hat der Große Senat des Bundesfinanzhofs den subjekti-
ven Fehlerbegriff aufgegeben. Auch wenn die rechtliche Beurteilung des Steuerpflichtigen aus 
der Sicht eines ordentlichen und gewissenhaften Kaufmanns im Zeitpunkt der Bilanzaufstel-
lung vertretbar war, ist das Finanzamt nur an die objektiv richtige Rechtslage am Bilanzstich-
tag gebunden. 

Eine Bilanzberichtigung ist bei Änderung der Verwaltungsauffassung grundsätzlich ab der 
ersten noch änderbaren Bilanz möglich. Die Bilanzberichtigung muss vom Steuerpflichtigen 
selbst vorgenommen werden; das Finanzamt ist jedoch berechtigt und verpflichtet, eine eigen-
ständige Gewinnermittlung der Besteuerung zugrunde zu legen. 

 

5. Einspruch: Eine einfache E-Mail soll genügen 
Ein Einspruch kann auch durch eine einfache E-Mail eingelegt werden. Die obersten 
Finanzbehörden des Bundes und der Länder halten ins oweit an ihrer Auffassung fest.  

Hintergrund  
Das Finanzgericht Hessen hatte entschieden, dass eine Einspruchseinlegung mittels einfacher 
E-Mail ausgeschlossen ist. Grund ist nach Ansicht des Gerichts das Gesetz zur Förderung der 
elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung weiterer Vorschriften vom 25.7.2013, das die 
qualifizierte DE-Mail ausdrücklich zugelassen hat. 

Auffassung der Verwaltung  
Nach der gesetzlichen Regelung ist zwar ein Einspruch schriftlich oder elektronisch einzu-
reichen oder zur Niederschrift zu erklären. Die Begriffe “schriftlich oder elektronisch” erfassen 
jedoch auch einfache Formen elektronischer Kommunikation. 

Darüber hinaus handelt es sich bei dem Urteil des Hessischen Finanzgerichts um eine nicht 
rechtskräftige Entscheidung. Die Revision ist beim Bundesfinanzhof anhängig. Außerdem sind 
in einem weiteren gesetzlichen Vorhaben weitere Maßnahmen zur Erleichterung der elektroni-
schen Kommunikation mit den Finanzbehörden geplant. 

 

6. Elterngeld und Progressionsvorbehalt: Wann der Arbeitnehmer-
Pauschbetrag nicht abgezogen wird 
Das Elterngeld wird bei der Berechnung des Progress ionsvorbehalts nicht um den Ar-
beitnehmer-Pauschbetrag vermindert, wenn bei den Ei nkünften aus nichtselbstständi-
ger Arbeit Werbungskosten geltend gemacht werden, d ie den Pauschbetrag überstei-
gen.  

Hintergrund 
Das Elterngeld ist zwar steuerfrei, es wird jedoch im Rahmen des Progressionsvorbehalts 
berücksichtigt. Auf das zu versteuernde Einkommen ist dann ein besonderer Steuersatz an-
zuwenden. 

In dem jetzt entschiedenen Fall hatten die Eheleute beide u. a. Einkünfte aus nichtselbststän-
diger Arbeit erzielt. Der Ehemann hatte Elterngeld in Höhe von 1.359 EUR erhalten, die Ehe-
frau in Höhe von 761 EUR. Die Ehegatten ließen sich zusammen veranlagen. Bei der Veran-
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lagung berücksichtigte das Finanzamt bei den Einnahmen des Ehemanns aus nichtselbst-
ständiger Arbeit die erklärten Werbungskosten in Höhe von 1.142 EUR. Die Ehefrau hatte 
Werbungskosten in Höhe von 329 EUR geltend gemacht, das Finanzamt zog deshalb den im 
Streitjahr geltenden Arbeitnehmer-Pauschbetrag in Höhe von 920 EUR ab. 

Das Elterngeld beider Ehegatten erfasste das Finanzamt jeweils in voller Höhe. Die Ehegatten 
beantragten daraufhin, dass beim Elterngeld der Arbeitnehmer-Pauschbetrag des Ehemanns 
abgezogen wird, da dieser noch nicht verbraucht sei. Vor dem Finanzgericht hatten sie mit 
ihrem Begehren Erfolg. 

Entscheidung  
Der Bundesfinanzhof hat sich dem Urteil des Finanzgerichts allerdings nicht angeschlossen. 
Er entschied, dass ein bezogenes Elterngeld nicht um den Arbeitnehmer-Pauschbetrag ge-
mindert werden darf, wenn bei der Ermittlung der Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit 
Werbungskosten abgezogen worden sind, die den Pauschbetrag übersteigen.  

Die Minderung des Elterngelds um den Arbeitnehmer-Pauschbetrag hat der Gesetzgeber vor-
gesehen, weil das Elterngeld typischerweise Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit er-
setzt. Erzielt ein Arbeitnehmer Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit aus 2 Arbeitsver-
hältnissen, kann er nicht bei einem die tatsächlich entstandenen Werbungskosten und beim 
anderen den Pauschbetrag abziehen. Entsprechendes gilt für den vorliegenden Fall, in dem 
Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit erzielt und Elterngeld bezogen werden. 

Würde man hier die Minderung des Elterngelds um den Arbeitnehmer-Pauschbetrag zulassen, 
würden Arbeitnehmer mit Werbungskosten oberhalb des Pauschbetrags gegenüber Arbeit-
nehmern mit Werbungskosten unterhalb des Pauschbetrags begünstigt. Das widerspräche 
dem allgemeinen Gleichheitssatz des Grundgesetzes und dem Grundsatz der Besteuerung 
nach der Leistungsfähigkeit. 

 

7. Ausbildungskosten: Belege sammeln, vom Radiergummi bis zum Aus-
landspraktikum 
Der Bundesfinanzhof beurteilt die Kosten der Erstau sbildung und des Erststudiums als 
Werbungskosten und legt dem Bundesverfassungsgerich t die Frage vor, ob der im Ein-
kommensteuergesetz geregelte Ausschluss des Werbung skostenabzugs verfassungs-
gemäß ist.  

Im Streitfall geht es um die Ausbildung zum Berufspiloten. Die Problematik betrifft weit darüber 
hinaus allgemein die Frage, ob die Kosten einer erstmaligen Berufsausbildung oder eines 
Erststudiums 

• lediglich, wie gesetzlich vorgesehen, beschränkt im Ausgabejahr als Sonderausgaben 
abziehbar sind oder 

• ob es sich um unbeschränkt abziehbare Werbungskosten handelt, sodass entsprechende 
Verluste in die Folgejahre vorgetragen werden können. 

X absolvierte von 2005 bis 2007 die Ausbildung zum Flugzeugführer und hat seit Oktober 
2007 eine entsprechende Anstellung. Für die Streitjahre (2005 - 2007) beantragte er die Fest-
stellung verbleibender Verlustvorträge. In 2005/2006 erzielte er keine Einnahmen. Für diese 
Jahre machte er Ausbildungskosten von (rund) 2.000 EUR/28.000 EUR geltend. Für 2007 
erklärte er Einnahmen aus nichtselbstständiger Arbeit von 4.000 EUR und Werbungskosten in 
Form von Ausbildungskosten von 44.000 EUR sowie weitere Werbungskosten von 4.000 
EUR. 

Das Finanzamt lehnte die Verlustfeststellung ab und setzte die Einkommensteuer jeweils auf 0 
EUR fest. Es handele sich um eine erstmalige Berufsausbildung, für die die Aufwendungen 
lediglich als Sonderausgaben mit dem Höchstbetrag von 4.000 EUR berücksichtigt werden 
könnten. Auch das Finanzgericht verneinte die Einordnung als Werbungskosten und wies die 
Klage ab. 

Entscheidung  
Der Bundesfinanzhof ist der Auffassung, dass der Ausschluss des Werbungskostenabzugs für 
die Kosten der Erstausbildung verfassungswidrig ist. Er hält § 9 Abs. 6 Einkommensteuerge-
setz für nicht mit dem Grundgesetz vereinbar. Nach dieser Bestimmung sind Aufwendungen 
für die erstmalige Berufsausbildung oder für ein Erststudium, das zugleich eine Erstausbildung 
vermittelt, keine Werbungskosten, wenn diese Ausbildung nicht im Rahmen eines Dienstver-
hältnisses stattfindet. Darin sieht der Bundesfinanzhof einen Verstoß gegen das Prinzip der 
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Besteuerung nach der finanziellen Leistungsfähigkeit. 

Die Argumentation des Bundesfinanzhofs geht dahin, dass die Aufwendungen für die Ausbil-
dung zu einem Beruf als notwendige Voraussetzung für die nachfolgende Berufstätigkeit be-
ruflich veranlasst sind und folglich als Werbungskosten berücksichtigt werden müssen. Das 
Abzugsverbot widerspricht damit dem Veranlassungsprinzip. Es handelt sich nicht um eine 
aus Gründen der Typisierung und Vereinfachung hinzunehmende Pauschalregelung. 

Den Anforderungen genügt der Sonderausgabenabzug nicht. Denn er wirkt sich in dem Jahr, 
in dem die Ausbildungskosten entstehen, regelmäßig nicht aus, da während der Ausbildung 
typischerweise noch keine eigenen Einkünfte erzielt werden. Nach dem vom Bundesfinanzhof 
vertretenen Werbungskostenabzug wären die Ausbildungskosten im Wege der Verlustberück-
sichtigung in den nachfolgenden Jahren des Berufseinstiegs mit den dann erzielten Einkünften 
verrechenbar. 

 

8. Elektronische Kontoauszüge: Aufbewahrung und Archivierung 
Banken übermitteln Kontoauszüge an ihre Kunden zune hmend nur in digitaler Form. Da 
es sich hierbei um originär digitale Dokumente hand elt, müssen sie aufbewahrt werden. 
Der Ausdruck des elektronischen Kontoauszugs und di e anschließende Löschung des 
digitalen Dokuments verstoßen gegen die gesetzliche n Aufbewahrungspflichten.  

Der Grund: Der Ausdruck stellt nur eine Kopie des elektronischen Kontoauszugs dar; beweis-
rechtlich ist er einem originären Papierkontoauszug nicht gleichgestellt. 

Bücher und andere erforderliche Aufzeichnungen können grundsätzlich auch auf Datenträgern 
geführt werden. Die Form der Buchführung und das dabei angewandte Verfahren müssen 
jedoch den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung (GoB) und ordnungsmäßiger DV-
gestützter Buchführungssysteme (GoBS) entsprechen. Diese Grundsätze sind vor allem für 
den Fall der maschinellen Weiterverarbeitung der Kontoauszugsdaten zu beachten. 

Die ausschließlich digitale Aufbewahrung setzt voraus, dass standardisierte Sicherheitsverfah-
ren eingesetzt werden und die Verfahren und die vorhandenen Daten den Anforderungen hin-
sichtlich der Vollständigkeit, Richtigkeit und Unveränderbarkeit entsprechen. 

Gehen Unterlagen in digitaler Form ein, sind sie in dieser Form aufzubewahren. Innerhalb der 
Aufbewahrungsfrist dürfen sie nicht verändert oder gelöscht werden. Bei elektronischen Kon-
toauszügen müssen deshalb insbesondere folgende Kriterien erfüllt sein: 

• Während der Aufbewahrungsfrist müssen die Daten jederzeit verfügbar sein und unver-
züglich lesbar gemacht werden können. Dies gilt auch für die gesetzlich geregelten Befug-
nisse der Finanzbehörde (Datenzugriff). 

• Die System- und Verfahrensdokumentation muss erkennen lassen, auf welche Weise 
elektronische Eingangsdokumente aufbewahrt, archiviert und weiterverarbeitet werden. 

• Das eingesetzte DV-Verfahren muss gewährleisten, dass alle Informationen, die einmal in 
den Verarbeitungsprozess eingeführt worden sind, erfasst und zudem nicht mehr unter-
drückt oder ohne Kenntlichmachung überschrieben, gelöscht, geändert oder verfälscht 
werden können. Bei originär digitalen Dokumenten muss hard- und softwaremäßig sicher-
gestellt sein, dass eine Bearbeitung während des Übertragungsvorgangs auf das Spei-
chermedium nicht möglich ist. 

• Der Buchführungspflichtige muss Verfahrenskontrollen zur Überprüfung der Vollständigkeit 
und Richtigkeit der Geschäftsvorfälle sowie deren Bestätigung durchführen. 

Werden Kontoumsatzdaten an den Bankkunden in auswertbaren Formaten (z. B. als xls- oder 
csv-Datei) übermittelt, dient dies in der Regel der maschinellen Weiterverarbeitung der Um-
satzdaten im empfangenden System. Bei dieser Form der Übermittlung muss die Unveränder-
barkeit der empfangenen Daten von der Einspielung in das System bis zum erfassten und 
verarbeiteten Buchungssatz sichergestellt sein. Soweit also Kontoinformationen in digitaler 
Form an DV-gestützte Buchführungssysteme übermittelt werden, sind sie dort aber – z. B. in 
Form von Buchungssatzvorschlägen – änderbar oder unterdrückbar, ist allein die digitale Auf-
bewahrung der xls- oder csv-Datei nicht ausreichend. Das eingesetzte System muss die Un-
veränderbarkeit der Daten bis zur buchungsmäßigen Verarbeitung des Geschäftsvorfalls ge-
währleisten und dies muss auch in der Verfahrensdokumentation entsprechend beschrieben 
werden. 
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9. Wird der Mindestlohn eingehalten? Das Hauptzollamt prüft 
Durch den Mindestlohn haben Arbeitgeber seit 1.1.20 15 zum einen neue Aufzeich-
nungspflichten. Zum anderen müssen aber auch die So zialversicherungsbeiträge ent-
sprechend ermittelt und abgeführt werden. Das Haupt zollamt prüft, ob die Bestimmun-
gen korrekt eingehalten werden.  

Aufzeichnungspflichten   
Arbeitgeber von geringfügig Beschäftigten sind verpflichtet, spätestens bis zum 7. Kalender-
tag, der auf den Tag der Arbeitsleistung folgt, den Beginn, das Ende und die Dauer der tägli-
chen Arbeitszeit aufzuzeichnen. Das gilt unabhängig von der Branche oder dem Wirtschafts-
zweig, dem sie angehören. 

Betriebsprüfungen    
Die Zollverwaltung ist durch den Gesetzgeber beauftragt worden, Schwarzarbeit, illegale Be-
schäftigung und Lohndumping zu bekämpfen. Ab 2015 setzt der gesetzlich vorgeschriebene 
Mindestlohn einen neuen Schwerpunkt. 

Die Betriebsprüfungen werden vom Arbeitsbereich Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der 
Hauptzollämter durchgeführt. Unterstützt werden die Prüfer z. B. durch die Agenturen für Ar-
beit, die Rentenversicherungsträger, die Arbeitsschutzbehörden und die Finanzbehörden. 

Liegen konkrete Verdachtsmomente vor, sind die Prüfer des Hauptzollamtes verpflichtet, ein 
Straf- oder Ordnungswidrigkeitsverfahren einzuleiten. 

Kontrolle der Einhaltung sozialversicherungsrechtli cher Pflichten    
Arbeitgeber müssen bestimmte Melde-, Beitrags- und Aufzeichnungspflichten erfüllen. Das 
Hauptzollamt prüft u. a., ob die Arbeitsbedingungen nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz, 
dem Mindestlohngesetz und dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz eingehalten werden. Dazu 
zählen z. B. die Mindestlöhne, der Mindesturlaub und die Zahlung von Sozialkassenbeiträgen. 

Kontrolle von Leistungsmissbrauch und Steuerhinterz iehung   
Das Hauptzollamt kontrolliert, ob die bei einer Prüfung angetroffenen Personen zu Unrecht 
Sozialleistungen erhalten und oder erhalten haben. Vielfach handelt es sich dabei um Arbeits-
losengeld oder Arbeitslosengeld II. 

Darüber hinaus wird geprüft, ob Anhaltspunkte für die Verletzung von steuerlichen Pflichten 
vorliegen. 

Mitwirkung bei der Prüfung    
Arbeitgeber können zu einem schnellen und reibungslosen Ablauf der Prüfung beitragen. Da-
für sollten sie die 

• Prüfer bei der Personenerfassung unterstützen, 

• geforderten Unterlagen vorgelegen und 

• erforderlichen Auskünfte erteilen. 

In bestimmten Wirtschaftszweigen, z. B. Bau-, Gaststätten-, Gebäudereinigungs- oder Spediti-
onsgewerbe, besteht die Pflicht, Ausweispapiere mitzuführen und den Prüfern auf Verlangen 
vorzulegen. Die Pflicht gilt für alle tätigen Personen, also auch für Selbstständige und Arbeit-
geber. 

Arbeitgeber sind verpflichtet, jeden ihrer Arbeitnehmer nachweislich und schriftlich auf die 
Mitführungspflicht hinzuweisen, den Hinweis aufzubewahren und den Prüfern vorzulegen. 

 

10. Anrechnung von Vorauszahlungen bei Ehescheidung 
Das Schleswig-Holsteinische FG hatte zu entscheiden , wem Vorauszahlungen zur Ein-
kommensteuer nach einer Scheidung anzurechnen sind,  wenn das Finanzamt nichts 
von der Scheidung wusste.  

Im Streitfall wurde die Ehe im Januar 2008 geschieden. Das Finanzamt setzte mit Bescheid 
vom 16.7.2008 Einkommensteuer-Vorauszahlungen gegenüber den Eheleuten zum 10.9. und 
10.12.2008 fest, da es von der Ehescheidung keine Kenntnis hatte. Erst im Mai 2010 erfuhr 
das Finanzamt durch die abgegebene Einkommensteuererklärung 2008 des Ehemannes von 
der Scheidung und der für 2008 durchzuführenden Einzelveranlagung. Im Rahmen der Durch-
führung der Veranlagung rechnete das Finanzamt die vom Ehemann geleisteten Vorauszah-
lungen bei ihm nur zur Hälfte an. Hiergegen richtet sich der Einspruch des Steuerpflichtigen, 
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der geltend machte, seine Zahlungen seien nur für seine Rechnung erfolgt. Sämtliche Beträge 
seien von seinem Betriebskonto für die fälligen Steuern seines Betriebes geleistet worden. 

Entscheidung   
Die Klage hatte keinen Erfolg. Das Finanzgericht stellte zunächst heraus, dass erstattungsbe-
rechtigt ist, auf wessen Rechnung die Zahlung bewirkt worden ist. Unmaßgeblich für die Er-
stattungsberechtigung ist dagegen, von wem oder mit wessen Mitteln gezahlt worden ist. Zahlt 
ein Ehegatte auf die Gesamtschuld und liegen keine Anhaltspunkte oder ausdrücklichen Ab-
sichtsbekundungen vor, kann das Finanzamt als Zahlungsempfänger, solange die Vorausset-
zungen der Zusammenveranlagung vorliegen, davon ausgehen, dass derjenige Ehegatte, der 
auf die gemeinsame Steuerschuld zahlt, mit seiner Zahlung auch die Steuerschuld des ande-
ren mit ihm zusammen veranlagten Ehegatten begleichen will. Ob die Eheleute sich später 
trennen oder einer der Ehegatten nachträglich die getrennte Veranlagung beantragt, ist für die 
Beurteilung der Tilgungsabsicht nicht maßgeblich, denn es kommt nur darauf an, wie sich die 
Umstände dem Finanzamt zum Zeitpunkt der Vorauszahlung darstellten. 

Ausgehend von diesen Rechtsgrundsätzen kam das Finanzgericht zu dem Ergebnis, dass der 
Steuerpflichtige die Vorauszahlungen nicht nur auf eigene, sondern zugleich auf Rechnung 
seiner früheren Ehefrau entrichtet hatte. Dies gilt auch vor dem Hintergrund, dass die Ehe zum 
Zeitpunkt der Zahlungen nicht mehr bestand. 

 

11. Keine unbesehene Übernahme der Pauschbeträge für Privatentnahmen 
Die unbesehene Übernahme der Pauschbeträge für unen tgeltliche Wertabgaben nach 
der sog. Richtsatzsammlung kann nicht erfolgen, wen n der Unternehmer dargelegt hat, 
dass die Wertabgaben zum Regelsteuersatz niedriger gewesen sein müssen, als sich 
dies aus der Richtsatzsammlung ergibt.  

Die klagende Landschlachterei setzt ihre Produkte insbesondere in ihrer Filiale J ab, betreibt 
Stände auf Wochenmärkten, einen Catering-Service, einen Mittagstisch und bietet zubereitete 
Speisen auf verschiedenen regionalen Veranstaltungen an. Das Finanzamt stellte bei einer 
Außenprüfung fest, dass hinsichtlich der Entnahme von Metzgereiprodukten seitens der Klä-
gerin keinerlei Aufzeichnungen geführt waren. Der Prüfer setzte daher die Warenentnahmen 
mit den in der amtlichen Richtsatzsammlung für eine Fleischerei vorgesehenen Pauschbeträ-
gen gewinnerhöhend an und wendete dabei auch die in der Richtsatzsammlung vorgesehene 
Aufteilung in dem ermäßigten Umsatzsteuersatz oder dem Regelsteuersatz unterliegende 
Umsätze an. Unstreitig waren die Leistungsbezüge der Klägerin zum Regelsteuersatz insge-
samt niedriger als die Entnahme-Pauschbeträge zum Regelsteuersatz des Finanzamts.  

Entscheidung  
Unstreitig ist, dass das Finanzamt dem Grunde nach zur Schätzung der Entnahmewerte be-
rechtigt war, da keine Aufzeichnungen bestanden. Nach Auffassung des Finanzgerichts durfte 
das Finanzamt aber die Werte der amtlichen Richtsatzsammlung nicht vollständig unverändert 
anwenden. 

Die Klägerin hat überprüfbar dargelegt, dass ihre eigenen Leistungsbezüge zum Regelsteuer-
satz insgesamt niedriger waren, als die vom Finanzamt durch Schätzung angenommene Be-
messungsgrundlage der Leistungsentnahmen zum Regelsteuersatz. Zwar können Leistungs-
bezüge zum ermäßigten Steuersatz in dem Regelsteuersatz unterliegende Umsätze einflie-
ßen. Dies liege aber im Streitfall nicht vor. Denn auch gegenüber Dritten hatte die Klägerin in 
den Streitjahren nur geringste Umsätze zum Regelsteuersatz. Derartige Umsätze machen für 
das Streitjahr weniger als 2 % des Gesamtumsatzes der Klägerin aus. Daher ist eine unbese-
hene Übernahme der Pauschbeträge für Wertabgaben zum Regelsteuersatz nach der sog. 
Richtsatzsammlung nicht zulässig. 

 

12. Rechnungsberichtigungen: Rückwirkung ja oder nein? 
Liegt keine ordnungsgemäße Rechnung vor, kann der V orsteuerabzug versagt werden. 
Wird eine Rechnung berichtigt, stellt sich die Frag e, ob diese Korrektur Rückwirkung 
entfaltet oder nicht.  

Das Finanzamt versagte den von der Antragstellerin geltend gemachten Vorsteuerabzug aus 
dem tatsächlich erfolgten Bau einer Produktionshalle. Die Begründung: In den Baurechnun-
gen der Firmen A und C fehle der Leistungszeitraum, auch sei die Leistungsbeschreibung 
unzulänglich. 
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Gegen die geänderten Bescheide legte die Antragstellerin Einspruch ein. Darüber hinaus 
beantragte sie nach Ablehnung durch das Finanzamt die Aussetzung der Vollziehung bei 
Gericht und reichte dort auch Unterlagen zur Rechnungsberichtigung der Rechnungen der C 
ein. 

Entscheidung 

Der Antrag auf Aussetzung der Vollziehung hinsichtlich des Vorsteuerabzugs aus den Rech-
nungen der C ist nach Auffassung des Finanzgerichts begründet; hinsichtlich des Vorsteuer-
abzugs aus den Rechnungen der A ist er unbegründet. 

Für Leistungen der A liegt lediglich ein mit "Kostenaufstellung und Terminplan" überschriebe-
nes, undatiertes Dokument vor. Terminpläne über geplante "Soll"-Leistungszeitpunkte wei-
chen jedoch erfahrungsgemäß gerade in der Baubranche erheblich vom tatsächlichen Bau-
fortschritt ab, sodass aus ihnen nicht mit hinreichender Gewissheit der tatsächliche Leistungs-
zeitpunkt einzelner Bauleistungen zu entnehmen ist. Die Rechnungen der A enthalten zudem 
keine leicht nachprüfbaren Leistungsbeschreibungen, die eine leichte und eindeutige Kontrol-
le der abgerechneten Leistung durch den Antragsgegner zur Vermeidung einer mehrfachen 
Abrechnung derselben Leistung ermöglichen. 

Zwar weisen die ursprünglichen Rechnungen der C die gleichen Mängel auf. Jedoch wurde 
darin der Leistungsgegenstand wenigstens rudimentär umrissen. Deshalb wirkt die mit der 
Rechnungsberichtigung der C lediglich nachgeholte Nennung von Bezugsdokumenten zur 
Präzisierung (Bauvertrag, Angebot, Leistungsbeschreibung des Architekten) auf den Zeit-
punkt der ursprünglichen Rechnungserstellung zurück. Darüber hinaus erfolgte die Rech-
nungsberichtigung "vor Erlass" der Behördenentscheidung, da das Einspruchsverfahren beim 
Antragsgegner noch nicht abgeschlossen ist. 

 

13. Reisekosten: Für Unternehmer gelten fast die gleichen Regeln wie für 
Arbeitnehmer 
Wie rechnen Gewinnermittler ihre Reisekosten und ih re Fahrten zwischen Wohnung 
und Betriebsstätte ab? Damit beschäftigt sich ein n eues Schreiben des Bundesfinanz-
ministeriums. Der Schwerpunkt liegt auf dem Begriff  der Betriebsstätte und der Ab-
rechnung von Verpflegungsmehraufwendungen.  
 
Definitionen von erster Betriebsstätte und Dauerhaf tigkeit  
Die Definition der Betriebsstätte ist auch bei Unternehmern wichtig für die Abgrenzung der 
Fahrten zwischen Wohnung und erster Betriebsstätte (abzurechnen mit der Entfernungspau-
schale) und Reisekosten. 

Betriebsstätte ist bei den Gewinneinkünften die von der Wohnung getrennte dauerhafte Tätig-
keitsstätte des Steuerpflichtigen. Diesen Begriff erläutert das Bundesfinanzministerium an-
hand von zahlreichen Beispielen. Diese sind im Vergleich zum Entwurfsschreiben nahezu 
unverändert und lediglich um Klarstellungen ergänzt worden (z. B. dass es sich in den be-
schriebenen Fällen um unbefristete Auftragsverhältnisse handelt). 

Anhand der Beispiele sollen Steuerpflichtige mit Gewinneinkünften nachvollziehen können, in 
welchen Fällen eine Betriebsstätte vorliegt – und wann der Unternehmer keine Betriebsstätte 
hat, z. B. bei ständig wechselnden Tätigkeitsstätten, die keine Betriebsstätten sind, bei nicht 
ortsfesten betrieblichen Einrichtungen (z. B. Flugzeug, Fahrzeug, Schiff) oder bei einem weit-
räumigen Tätigkeitsgebiet. 

Das Bundesfinanzministerium betont darüber hinaus, dass eine Bildungseinrichtung, die vom 
Steuerpflichtigen aus betrieblichem Anlass zum Zweck eines Vollzeitstudiums oder einer voll-
zeitlichen Bildungsmaßnahme aufgesucht wird, als Betriebsstätte gilt. Ein häusliches Arbeits-
zimmer ist dagegen keine Betriebsstätte. 

Neu ist in dem endgültigen Schreiben die Definition der Dauerhaftigkeit. Diese liegt vor, wenn 
die steuerlich erhebliche Tätigkeit an einer Tätigkeitsstätte unbefristet, für eine Dauer von 
voraussichtlich mehr als 48 Monaten oder für die gesamte Dauer der betrieblichen Tätigkeit 
ausgeübt werden soll. Diese Definition und die Regelung hinsichtlich der Prognose-
Betrachtung, der Verlängerung von Auftragsverhältnissen und dem vorzeitigen und ungeplan-
ten Ende des Auftragsverhältnisses entsprechen den Grundsätzen, die bei Arbeitnehmern 
gelten. 
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Verpflegungsmehraufwendungen  
Bei der Gewinnermittlung sind die lohnsteuerlichen Regelungen zu den Reisekosten entspre-
chend anzuwenden. 

Wie den Arbeitnehmern stehen auch den Gewinnermittlern nur die Verpflegungspauschalen 
zu, ein Abzug der tatsächlichen Verpflegungskosten als Betriebsausgaben ist nicht zulässig. 

Wird auf der Rechnung nur ein Gesamtpreis für Unterkunft und Verpflegung ausgewiesen, 
wird dieser gekürzt (bei Frühstück um 20 %, bei Mittag- und Abendessen um 40 % der maß-
gebenden Verpflegungspauschale, die bei Abwesenheit von 24 Stunden am Unterkunftsort 
gilt). Das gilt auch, wenn auf der Rechnung neben der Unterkunft ein Sammelposten für Ne-
benleistungen einschließlich Verpflegung ausgewiesen wird (dieser Punkt ist im Vergleich 
zum Entwurf ergänzt worden). 

Anders als bei Arbeitnehmern wird jedoch die Verpflegungspauschale nicht gekürzt, wenn von 
dritter Seite Mahlzeiten unentgeltlich oder verbilligt zur Verfügung gestellt werden oder wenn 
der Steuerpflichtige anlässlich einer betrieblich veranlassten Reise Bewirtungsaufwendungen 
trägt. Das macht Sinn, denn der Unternehmer trägt die Kosten der Reise, selbst wenn er da-
bei Mahlzeiten gestellt bekommen, ist er finanziell belastet. 

Doppelte Haushaltsführung  
Die für den Werbungskostenabzug bei Arbeitnehmern geltenden Regelungen zu den Mehr-
aufwendungen bei doppelter Haushaltsführung sind dem Grunde und der Höhe nach entspre-
chend anzuwenden. 

 
14. Kann die Steuererklärung wirksam per Fax übermittelt werden? 

Wer seine Einkommensteuererklärung eigenhändig unte rschreibt und dann per Fax an 
das Finanzamt schickt, hat sie wirksam abgegeben. D ie Voraussetzung einer eigen-
händigen Unterzeichnung der Erklärung ist damit erf üllt.   
A erzielte im Streitjahr 2007 ausschließlich Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit. Ihre 
Steuerberaterin S erstellte für sie am 28.12.2011 die komprimierte Einkommensteuererklä-
rung und warf sie in den Briefkasten der urlaubsbedingt abwesenden A ein, wo sie von deren 
Tochter T aufgefunden wurde. T faxte die erste Seite (Deckblatt) der Erklärung an den Ur-
laubsort der A. Auf diesem Blatt leistete sie ihre Unterschrift und faxte es zurück an T. Diese 
reichte am 30.12.2011 das Deckblatt zusammen mit der von S erstellten komprimierten Erklä-
rung beim Finanzamt ein. Außerdem übermittelte S die Erklärung über das ELSTER-Portal 
ohne Zertifizierung an das Finanzamt. Am 24.1.2012 unterschrieb A erneut ein Erklärungs-
Deckblatt beim Finanzamt. 

Dem Finanzamt genügte die gefaxte Unterschrift jedoch nicht und es lehnte den Antrag der A 
auf Veranlagung ab, da die Festsetzungsfrist seiner Ansicht nach abgelaufen war. Das Fi-
nanzgericht gab dagegen der Klage statt. 

Entscheidung   
Auch der Bundesfinanzhof entschied zugunsten der Klägerin und sieht das Formerfordernis 
der eigenhändigen Unterschrift als erfüllt an. Denn es liegt eine Unterschrift "von der Hand" 
der A vor. Dass das unterschriebene Deckblatt beim Finanzamt als Faxkopie eingereicht wur-
de, steht dem nicht entgegen. Denn sowohl die Steuererklärung als auch die Unterschrift des 
Steuerpflichtigen können per Fax an das Finanzamt übermittelt oder in Faxkopie beim Fi-
nanzamt vorgelegt werden. 

Das Schriftlichkeitserfordernis soll gewährleisten, dass der Inhalt der Erklärung und die erklä-
rende Person zuverlässig festgestellt werden können. Darüber hinaus soll dadurch sicherge-
stellt werden, dass das Schriftstück mit Wissen und Wollen des Erklärenden an das Gericht 
gesandt wurde. Außerdem soll gewährleistet werden, dass der Steuerpflichtige die Verantwor-
tung für die Angaben in der Steuererklärung übernimmt. Diese Zwecke werden auch erfüllt, 
wenn der Steuerpflichtige die Einkommensteuererklärung unterschreibt und sie per Telefax an 
das Finanzamt schickt. 
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15. Kein Kita-Platz? Eltern können Verdienstausfall als Schadensersatz gel-
tend machen 
Eltern haben Anspruch auf einen Kita-Platz für ihre  bis zu 3 Jahre alten Kinder. Kann 
dieser Anspruch von der Stadt oder Gemeinde nicht e rfüllt werden, können die Eltern 
für deren dadurch entstehenden Verdienstausfall Sch adensersatz verlangen.  
 
3 Mütter aus Leipzig erhielten insgesamt 15.000 EUR Schadenersatz. Sie hatten geklagt, weil 
die Stadt Leipzig ihnen nach ihrer Elternzeit keinen Kita-Platz angeboten hat. Sie mussten 
ihre Kinder selbst betreuen. Weil sie nicht arbeiten gehen konnten, ist ihnen ein Verdienstaus-
fall entstanden. Die Mütter verlangten deshalb Schadenersatz in Höhe von 2.500 EUR, 4.500 
EUR und 8.100 EUR. 

Entscheidung   
Das Landgericht gab den Frauen Recht. Trotz Bedarfsmeldungen hatte die Stadt Leipzig 
ihnen keinen Kinderbetreuungsplatz zugewiesen und damit ihre Amtspflichten verletzt. Der 
Verdienstausfall der Mütter ist eine mittelbare Folge der Verletzung ihres subjektiv-öffentlichen 
Rechts und deshalb zu ersetzen. 

Der Einwand der Stadt, dass Träger und Investoren vorgesehene Kita-Plätze nicht rechtzeitig 
fertigstellen konnten, half ihr nicht. Das Landgericht stellte unmissverständlich fest: Die Stadt 
muss Vorsorge für einen unvorhersehbaren Bedarf treffen. Leipzig ist stattdessen von viel zu 
wenig Kita-Plätzen ausgegangen. 

Dass sie ihren Anspruch auf einen Kita-Platz nicht im Eilverfahren vor dem Verwaltungsge-
richt durchgesetzt haben, um den Verdienstausfall abzuwenden, kann den Müttern nicht vor-
geworfen werden. Das hätte, stellte das Gericht fest, nicht geholfen, denn auch dann hätte 
kein Kita-Platz zur Verfügung gestellt werden können. 
  

 

 

Sie haben noch Fragen? Zögern Sie nicht, uns zu kontaktieren, wir beraten Sie gerne. 

 

Mit freundlichen Grüßen 


